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Schweizer Parlament genehmigt Errichtung der Ortskampfanlage 
Das Schweizer Parlament genehmigt EMD-Bauprogramm 1993 - Ortskampfanlage auf  Schiessplatz «Andwiesen» nicht vor 1994 

S p o r t  a k t u e l l  

(M.) - In der letzten Woche genehmig­
te  das Schweizer Parlament mit der Ver­
abschiedung des Bundesbudgets 1993 
den Bau der 5,5 Mio. Franken teuren 
Ortskampfanlage auf dem Schiessplatz 
«Andwiesen». Diese Ortskampfanlage, 
die dem konkreten Ergebnis der sieben­
jährigen Verhandlungen nach dem Balz-
ner Waldbrand entspricht, wird jedoch 
nach Auskunft des Eidgenössischen Mi­
litärdepartements (EMD) vom Wochen­
ende nicht vor 1994 errichtet. 

Am 3. November 1992 haben Regie­
rungschef Brunhart und Bundesrat Villi­
ger in Vaduz die sich über sieben Jahre 
hinwegziehenden Verhandlungen nach 
dem Waldbrand mit der  Unterzeichnung 
eines Abkommens abgeschlossen. In 
diesem Abkommen wurde entgegen den 
jahrelangen Beteuerungen des Regie­
rungschefs von wegen «Wahrung de r  le­
gitimen Interessen des Fürstentums 
Liechtenstein» und seiner wiederholt 
vertretenen Auffassung, auf die liechten­
steinische Hauptforderung «Verlegung 
der Schiessrichtung weg vom Balzner 
Wald» zu pochen, um gemäss Brunhart 
«den Schiessplatz und vor allem das 
Zielgebiet Andwiesen längerfristig zu 
eliminieren», schliesslich darauf verzich­
tet. Um diesen Schiessplatz entgegen 
den ursprünglichen Absichten Liechten­
steins gar noch auszubauen, einigten sich 
Brunhart und Villiger am 3. November 
1992 auf die Errichtung einer Orts­
kampfanlage. 

Parlament genehmigt Budget 
In der letzten Woche haben nun beide 

Dem Bau der als Verhandlungsergebnis nach dem Balzner Waldbrand von 1985 be­
zeichneten Ortskampfanlage f ü r  5,5 Mio. Franken a u f  dem Schiessplatz Andwiesen 
steht nach der Zustimmung durch das Schweizer Parlament nicht mehr viel im Weg. 

(Bild: Verena Barandun) 

Kammern des Schweizer Parlaments 
(Nationalrat und Ständerat) bei der Ge­
nehmigung des Bundesbudgets 1993 un­
ter anderem auch dem EMD-Baupro-
gramm zugestimmt. 

Einsparungen beim EMD 
Beide Räte auferlegten dem E M D  je­

doch Einsparungen. Nachdem sich Na­
tionalrat (150 Mio. Franken) und Stän­

derat (100 Mio. Franken) vorerst über 
die Höhe des Sparziels nicht einigen 
konnten, entschied sich die Einigungs­
konferenz am Donnerstag auf Ein­
sparungen von 125 Mio. Franken. 

Ortskampfanlage nicht betroffen 
Wie uns seitens des EMD-Informati-

onsbüros am Wochenende mitgeteilt 
Wurde, wird-das Bauprogramm durch 
dieses Sparziel nur--zu einem geringen 

Teil tangiert. Die Ortskampfanlage And­
wiesen werde durch die Sparziele des 
Parlaments nicht berührt, hiess es aus 
Bern. 

Nicht vor 1994 
Das EMD-Informationsbüro Hess je­

doch verlauten, dass diese Ortskampf­
anlage trotz vorliegender Baugenehmi­
gung «nicht vor 1994» zur Ausführung 
gelange. 
Waffenplatz-Initiative 

In die Frage gestellt wird de r  Bau der 
Ortskampfanlage somit nur noch durch 
die Initiative «40 Waffenplätze sind ge­
nug». Nachdem diese Volksinitiative in 
der Schweiz zustande gekommen ist, 
muss das Schweizer Volk am 6. Juni 1993 
darüber entscheiden, ob die Bundesver­
fassung gemäss Initiativtext dahinge­
hend ergänzt wird, dass «weder neue 
Waffenplätze errichtet, noch bestehende 
Waffenplätze ausgebaut werden» dür­
fen. 

O b  der Ausbau des Schiessplatzes 
Andwiesen durch eine Ortskampfanlage 
bei einer allfälligen Annahme der Volks­
initiative gefährdet ist, erscheint als eher  
unwahrscheinlich. So vertrat E M D -
Sprecher Daniel Eckmann uns gegen­
über die Auffassung, dass das E M D  da­
von ausgehe, dass der  Bau der Orts­
kampfanlage auch bei einer sinnvollen 
Auslegung des Initiativtextes «nicht ge­
fährdet» sei. Dies vor allem auch, weil 
dieses Projekt vom Parlament jetzt be­
reits genehmigt ist und die Initiative sich 
allenfalls nur auf  zukünftige Entscheide 
auswirken könne. 

Für Tennis- und Squashhalle Schaan 
Vereine würden Bauherrschaft übernehmen - Bau nicht vor 1996 

(M.) - Wie dem soeben veröffentlich­
ten Protokoll der Sondersitzung vom 25. 
November 1992 zu entnehmen ist, ist der 
Schaaner Gemeinderat mit 9 zu 2 Stim­
men grundsätzlich damit einverstanden, 
dass Tennis- und Squashclub die Bau­
herrschaft einer entsprechenden Halle 
beim Sportplatz Rheinweise Uberneh­
men. Die Gemeinde stellt den Boden im 
'Baurecht zur Verfügung und übernimmt 
35 Prozent der Baukosten. Aufgrund der 
angespannten Finanzlage der Gemeinde 
kann der Bau jedoch frühstens 1996 er­
folgen. 

I n  einer Kommission wurden die Ent­
scheidungsunterlagen für den Gemein­
derat erarbeitet. So wurde etwa das 
Raumprogramm auf vier Tennisplätze 
und  vier Squashboxen mit entsprechen­
den Nebenräumen reduziert. 

Standort Rheinwiese 
Unbestritten ist de r  Standort bei der  

Rheinwiese, nördlich des Pfadiheimes 
am Kanal. 

Kosten von 4,34 Mio. Franken 
Bezüglich Gesamtkosten ist mit 4,340 

Mio. Franken zu rechnen, wobei von der 
Ausführung her eher auf eine Holzkon­
struktion tendiert wird. 

De r  Finanzierungsschlüssel sieht eine 
Aufteilung der  Kosten nach folgendem 
Modell vor: 30 Prozent Landessubventi­

on als Voraussetzung für den gesamten 
Finanzierungsplan, 35 Prozent der  tota­
len Baukosten durch die Gemeinde (ma­
ximal 1,6 Mio. Franken) und 35 Prozent 
durch die Bauherrschaft (Tennis- und 
Squashclub). Die durch die Gemeinde 
zu investierende Summe ist als einmalige 
Subvention ohne Folgekosten anzuse­
hen. D e r  Unterhalt sowie die Verzinsung 
und Amortisation des Vereinsanteils soll 
durch den Spielbetrieb (Platz- und Box­
mieten) erwirtschaftet werden. 

Bürgschaft der Gemeinde 
Aufgrund des ganz im Zeichen von 

Einsparungen stehenden Finanzplanes 
(das VOLKSBLATT berichtete) besteht 
für die Gemeinde Schaan bis und mit 
1995 keine Möglichkeit, finanzielle Mit­
tel für den Bau der Halle bereitstellen zu 
können. Bei einer frühstmöglichen Rea­
lisierung im Jahre 1996 oder  danach wür­
de die Gemeinde den Boden im Bau­
recht zur Verfügung stellen und neben 
de r  Übernahme von einem Drittel der 
Baukosten auch eine Bürgschaft für die 
vom Tennis- und vom Squashclub aufzu­
nehmenden Kredite (maximal 1,6 Mio. 
Franken) leisten. Diese Beschlüsse gel­
ten jedoch nur unter der  Auflage, dass 
die übliche Landessubvention gewährt 
wird, was seitens des Landesbauamts be­
reits unter bestimmten Voraussetzungen 
signalisiert wurde. 

Zunehmend aktive Grenzregionen 
Lage für  Kanton St. Gallen dramatisch verschärft 

Zürich (spk) Nach dem EWR-Nein 
sind Schweizer Politik und Wirtschaft of­
fenbar noch nicht in der Lage, die viel­
beschworene Erneuerung aus eigener 
Kraft zügig in die Wege zu leiten. Der­
weil werden die Grenzregionen nach 
dem EWR-Katzenjammer zunehmend 
aktiv. Schadensbegrenzung heisst die 
Devise in den eng mit dem benachbarten 
Ausland verflochtenen Gebieten. 

Für den Kanton St.Gallen hat sich die 
Lage nach dem EWR-Ja Liechtensteins 
dramatisch verschärft. Die periphere 
Lage der  überdurchschnittlich exportab­
hängigen Wirtschaft in der  Region sei 
spürbar stärker geworden, meint der 
St.Galler Kiga-Chef, Jakob Göldi. Eine 
EG-Aussengrenze nach dem Beitritt 
Österreichs zur Gemeinschaft wäre für 
den Kanton in naher Zukunft «katastro­
phal», so Göldi. 

Vom liechtensteinischen EWR-Kurs-
wechsel sind mittelfristig etwa 2000 
St.Galler Grenzgänger betroffen. Pro­
bleme gibt es auch für Unternehmen mit 
Standorten in beiden Ländern. Unge­
wiss ist,' wie sich die Situation mit den 
knapp 10 000 Vorarlberger Grenzgän­
gern entwickeln wird, die ein volkswirt­
schaftlich wichtiges Arbeitskräftepoten­
tial darstellen. 

Im Thurgau, der  die Hälfte der Expor­
te nach Deutschland ausführt, gibt man 

sich vorerst gelassen. Mittelfristig sei al­
lerdings zu befürchten, dass die im E W R  
mögliche Brückenfunktion der Grenz­
kantone wieder zur Randlagenproble­
matik verkümmere. Die Kantone St.Gal­
len und Thurgau und ihre Wirtschaftsor­
ganisationen werden versuchen, die 
Kontakte zu den grenzüberschreitenden 
Institutionen in den verschiedenen Bo­
denseegremien nicht abbrechen zu las­
sen. 

Als «Bittsteller» hat sich die schweize­
rische Position allerdings verschlechtert. 

Rund um den Bodensee und im Rhein-
• taler Grenzgebiet will vorerst keine Sei­
te die Türen zuschlagen. Im deutsch­
sprachigen Dreiländereck ist die Vision 
einer starken Euregio Bodensee jedoch 
wieder in weitere Ferne gerückt. 

Herausforderung «OWR» 
Die Wirtschaft der  Nordwestschweiz 

betrachtet die Ablehnung des EWR-
Beitrittes nach dem ersten Schock als 
neue Herausforderung. Sie erwartet vom 
Bund klare Signale in Form einer In­
kraftsetzung der  Eurolex-Vorschriften 
sowie weitere Liberalisierungen zur 
Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit. In 
der Region am Oberrheinischen Wirt­
schaftsraum beherrscht das Motto 
«OWR statt EWR» die Diskussion. 

GESCHENK äULTUR 
F E S T I V A  l 

5. bis 12. Dezember 

Kinderweihnacht 

12. bis 23. Dezember 
Geschenke in letzter Minute 

Jenny Spoerry 
Triesen 

Alte Weberei 

Anhaltende Nachwehen des Schweizer Neins zum EWR 
Jugend-Demo für  EWR und EG - Umfrage ergibt 64 Prozent Ja zum EWR 

Bern (AP) Das Nein der Schweiz zum 
EWR sorgt auch zwei Wochen nach der 
Volksabstimmung für hochgehende 
Emotionen. Mehrere tausend Jugendli­
che demonstrierten am Samstag in Bern 
für EWR und EG. Die jüngste Mei­
nungsumfrage ergab eine Mehrheit von 
64 Prozent für den EWR. Christoph 
Blocher wies die Vorstösse für eine zwei­
te EWR-Abstimmung als undemokra­
tisch zurück. 

Mehrere tausend Jugendliche, darun­
ter zahlreiche Westschweizerinnen und 
Westschweizer, brachten am Samstag 

ihre Unzufriedenheit mit dem Abstim­
mungsausgang und ihre Begeisterung für 
Europa lautstark in der Berner Innen­
stadt zum Ausdruck. 

Sinneswandel im Stimmvolk? 
Die Befürworter einer Neuauflage der  

EWR-Abstimmung erhielten durch die 
jüngste Meinungsumfrage des Instituts 
Demoscope Sukkurs. Eine Mehrheit von 
64 Prozent der Stimmberechtigten wür­
de gemäss der vom «SonntagsBlick» in 
Auftrag gegebenen Umfrage nun dem 
EWR-Vertrag zustimmen, und nur  noch 

30 Prozent wären dagegen. Der EWR-
Vertrag war in der  Volksabstimmung 
vom 6. Dezember mit 50,3 Prozent Nein 
gegen 49,7 Prozent Ja verworfen wor­
den. 

Die Zustimmung in der West­
schweiz hat sich laut der  Umfrage seit­
her  weiter verstärkt und ist auf 86 Pro­
zent gestiegen, verglicht mit 72 Prozent 
bei der  Abstimmung. Auch in der 
Deutschschweiz, wo am 6. Dezember 
noch 56 Prozent der  Stimmenden "Nein 
gesagt hatten, wären nun 58 Prozent für 
eine Teilnahme am E W R .  

Sandra Vogt und Bernd Forster 
Die Karate-Landesmeister 1992 

heissen Sandra Vogt (rechts) und 
Bernd Forster (links). Die Titel­
kämpfe fanden am Samstag in Trie­
sen vor recht vielen Zuschauern 
statt. Bernd Forster setzte sich im 
Herren-Kumite-Finale gegen Man­
fred Franz, der  zuvor Titelverteidi­
ger Christian Bazdaric ausgeschal­
tet hatte, durch. Bei den Damen 
siegte Sandra Vogt gegen Nicole 
Walser. Kata-Sieger wurde Lukas 
Marquart. (Bild: Sigi Elkuch) 

Girardelli und Seizinger 
Marc Girardelli und Katja Seizin­

ger heissen die Sieger der  gestrigen 
Ski-Weltcuprennen. Der  Luxem­
burger gewann in Kranjska Gora  
den Riesenslalom vor Lasse Kjus 
(Nor) und Frederik Nyberg (Swe). 

De r  Damen-Super-G in Lake Loui­
se endete mit einen Sieg der  Deut­
schen Katja Seizinger. Die Plätze 
zwei und drei gingen an Lebedeva 
(Rus) und Häusl (D). 

Wachsende Umsätze 
der Privatradios 

Bern (spk) Die 40 konzessionierten 
Privatradiostationen der  Schweiz haben 
1992 einen Branchenumsatz von 60 Mio 
Franken erwirtschaftet. Gegenüber dem 
Vorjahr stiegen die Gesamteinnahmen 
um knapp 8 Prozent, wie aus dem am 
Samstag publizierten Branchenspiegel 
des Verbandes Schweizer Privatradios 
(VSP) hervorgeht. 

Rund 65 Prozent der Gesamteinnah­
men holten die Radiostationen über lo­
kale und regionale Werbung herein, 25 
Prozent über nationale Werbung und 5 
Prozent über  Sponsoring. Die Privatra­
dios der Deutschschweiz und des Tessins 
erwirtschafteten rund 50 Mio Franken, 
die welschen 10 Mio Franken. 

Nach ersten brancheninternen Umfra­
gen betragen die Gesamtausgaben der  
Schweizer Lokalradios 63 Mio Franken. 

Skischuhe die 
passen ! 
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SchuhRlsch 
kaufin schaanl 


